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SCHABLONEN FÜR ANGABEN ZU ART UND MASS DER BAULICHEN
NUTZUNG:

Schablone in Gewerbegebieten und Mischgebieten:
1) Art der baulichen Nutzung
2) Grundflächenzahl (GRZ)
3) Bauweise
4) Höhe baulicher Anlagen als Höchstmaß
5) Höchste zulässige Abstandsklasse nach Abstandserlass
6) Immissionswirksamer flächenbezogener Schallleistungspegel
    in dB(A) je 1 m² festgesetzter Fläche
7) Kennzeichnung des maßgeblichen Lärmpegelbereiches
    (s. textliche Festsetzung Nr. 1.5)

Schablone in Sondergebieten für Photovoltaikanlagen:
1) Art der baulichen Nutzung
2) Grundflächenzahl (GRZ)
3) Höhe baulicher Anlagen für Photovoltaikmodule und Einfriedungen
4) Höhe baulicher Anlagen für Gebäude

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO)

Gewerbegebiete
(§ 8 BauNVO)

Gliederung der Gewerbegebiete

Höchste zulässige Abstandsklasse, s. textl. Festsetzung Nr. 1.1.3

Immissionswirksamer flächenbezogener Schallleistungspegel Lw ''
tagsüber / nachts je 1 m² Baugebietsfläche als Mittelungspegel, s. textl. Festsetzung Nr. 1.1.2

Nur in Gewerbegebieten und Mischgebieten:

Höhe baulicher Anlagen als Höchstmaß

Nur in Sondergebieten für Photovoltaikanlagen:

Höhe baulicher Anlagen  für Photovoltaikmodule und Einfriedungen 

Höhe baulicher Anlagen für Transformationenstation als Höchstmaß oberhalb der
fertig hergestellten Geländeoberfläche

BAUWEISE, BAUGRENZEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

offene Bauweise

abweichende Bauweise gem. textlicher Festsetzung Nr. 1.2.2

Baugrenzen

VERKEHRSFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Private Verkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

VERSORGUNGSFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

Versorgungsfläche, Zweckbestimmung Elektrizität

GRÜNFLÄCHEN / FLÄCHEN, SOWIE MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR
PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT,
FESTSETZUNGEN ZUM ANPFLANZEN VON BÄUMEN UND STRÄUCHERN
UND SONSTIGEN BEPFlANZUNGEN, SOWIE ZUORDNUNG VON
AUSGLEICHSMAßNAHMEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15,20 und 25 BauGB, sowie § 9 Abs. 1a BauGB)

Private Grünflächen, zugleich festgesetzt als Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und
Sträuchern, nach Maßgabe der folgenden Planeinträge:
[2] - siehe textliche Festsetzung Nr. 1.6 b)
[3] - siehe textliche Festsetzung Nr. 1.6 c)
[4] - siehe textliche Festsetzung Nr. 1.6 d)
[5] - siehe textliche Festsetzung Nr. 1.6 e)

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern innerhalb von Baugebieten, siehe textliche
Festsetzung Nr. 1.6 a)

Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen zu den Baugebieten, siehe textliche Festsetzung Nr. 1.7

Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen zum Anpflanzen in Grünflächen sowie
unterschiedlicher Zuordnungen dieser Festsetzungen zu den Baugebieten

SONSTIGE PLANZEICHEN ZU FESTSETZUNGEN

Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen zur Art und zum Maß der baulichen Nutzung, sowie
auch unterschiedlicher Festsetzungen von Grünflächen und Flächen zum Anpflanzen

Abstandsmaß parallel

Maßlinie mit Maßangabe in Meter

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB)

Verfahrensvermerke

Der Stadtrat hat am ................. den Entwurf des

Bebauungsplanes Nr. G 5.1, 2. Änderung und Ergän-

zung, mit der Begründung einschließlich Umweltbericht

zur öffentlichen Auslegung bestimmt.

Merseburg, den.........................

Siegel                                                      Oberbürgermeister

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. G 5.1, 2. Änderung und

Ergänzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem

Text (Teil B), sowie die Begründung einschließlich Umweltbericht

und die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen

Stellungnahmen haben in der Zeit vom ..................bis zum

................... gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnah-

men während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder

zur Niederschrift vorgebracht werden können, dass nicht frist-

gerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung ü-

ber den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können und dass

ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig

ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom

Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet

geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden

können, am ................... im Amtsblatt Nr. .... ortsüblich bekannt

gemacht worden.

Merseburg, den.........................

Siegel                                                           Oberbürgermeister

Die frühzeitige Unterrichtung der von der Planung berührten

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß

§ 4 Abs. 1 BauGB ist mit Schreiben vom ................., mit der

Aufforderung zur Äußerung bezüglich des Umfanges und De-

taillierungsgrades der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB,

erfolgt.

Merseburg, den .........................

Siegel                                                        Oberbürgermeister

Der Bebauungsplan Nr. G 5.1, 2. Änderung und Ergänzung,

bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B),

wurde am .................... vom Stadtrat als Satzung beschlossen.

Die Begründung zum Bebauungsplan wurde mit Beschluss des

Stadtrates vom .................... gebilligt.

Merseburg, den.........................

Siegel                                                  Oberbürgermeister

Der Stadtrat hat am ...................... den Aufstellungsbeschluss zum

Bebauungsplan Nr. G 5.1, 2. Änderung und Ergänzung, gefasst.

Die ortsübliche  Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist

im Amtsblatt Nr. .... am ...............................erfolgt.

Merseburg, den .........................

Siegel                                                       Oberbürgermeister

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Trä-

ger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit

Schreiben vom ..................  zur Abgabe einer Stellungnahme

aufgefordert worden.

Merseburg, den .........................

Siegel                                                        Oberbürgermeister

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zum Bebauungsplan Nr.

G 5.1, 2. Änderung und Ergänzung, gemäß § 3 Abs. 1 BauGB ist

in der Zeit vom ................... bis .....................durchgeführt worden.

Merseburg, den .........................

Siegel                                                       Oberbürgermeister

Der Bebauungsplan Nr. G 5.1, 2. Änderung und Ergänzung ist mit

Verfügung vom .................,

Az.: .........................................................................................

gemäß § 10 Abs. 2 BauGB in Verbindung mit § 8 Abs. 4 BauGB

genehmigt.

Merseburg, den .........................

Siegel                                                               Saalekreis

                                                                      - Der Landrat -

Die Satzung des Bebauungsplanes Nr. G 5.1, 2. Änderung und

Ergänzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem

Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt.

Merseburg, den .........................

Siegel                                                 Oberbürgermeister

Die geometrischen Festlegungen der neuen städtebaulichen

Planung werden bestätigt.

Merseburg, den .........................

Siegel                                                   Ö.b.Vermessungsingenieur

Der Stadtrat hat den Abwägungsbeschluss über die

vorgebrachten Stellungnahmen am ........... gefasst. Das Ergebnis

ist mitgeteilt worden.

Merseburg, den .........................

Siegel                                                        Oberbürgermeister

Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. G 5.1, 2. Änderung und

Ergänzung sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während

der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und

über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am ...................... im

Amtsblatt Nr. ....... ortsüblich bekannt gemacht worden.

In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der

Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des § 214

BauGB und von Mängeln der Abwägung sowie auf die

Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und

Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§§ 44 BauGB)

hingewiesen worden.

Die Satzung ist am .................... in Kraft getreten.

Merseburg, den .........................

Siegel                                                  Oberbürgermeister

z.B. # 3

Präambel
Satzung der Stadt Merseburg zum vorzeitigen Bebauungsplan Nr. G 5.1, 2. Änderung und Ergänzung,
"Gewerbepark Geusa"

Aufgrund der nachfolgend aufgeführten Rechtsgrundlagen in der jeweils aktuellen Fassung wird durch Beschlussfassung des Stadtrates der Stadt
Merseburg vom ................. folgende Satzung über den Bebauungsplan Nr. G 5.1, 2. Änderung und Ergänzung, bestehend aus der Planzeichnung
(Teil A)
und dem Text (Teil B) erlassen:

Baugesetzbuch
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 118 der Verordnung vom
31.08.2015 (BGBl.  I S.1474)

Baunutzungsverordnung
(BauNVO) - Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132),
zul. geändert durch Art. 2 des Gesetzes v. 11. Juni 2013 (BGBI. I S. 1548)

Planzeichenverordnung 1990
(PlanzV 90) - Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58),
zul. geändert ducrh Art. 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. I S. 1510)

Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt
(BauO LSA) vom 20.Dezember 2005 (GVBl. LSA S. 769), zuletzt geändert durch Art. 13 des Gesetzes vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288, 341).

Der Satzung ist eine Begründung einschließlich Umweltbericht beigefügt.

Teil B: Text

Festsetzungen, die aus dem rechtswirksamen Bebauungsplan Nr. G 5.1 inhaltlich unverändert übernommen wurden, sind durch
Kursivschrift
kenntlich gemacht.

1.   Textliche Festsetzungen

In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:

1.1  Art der baulichen Nutzung

1.1.1 Nutzungseinschränkung Einzelhandel
        (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1, 6 und 8 BauNVO)

a) Festsetzung zur Sortimentsbeschränkung

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Einzelhandelsbetriebe und sonstige Betriebe mit Verkaufsstätten für den Verkauf an letzte Verbraucher
unzulässig, wenn das Warenangebot in der folgenden Warensortimentsliste enthalten ist:

- Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren, ausgenommen hiervon sind  Kioskbetriebe und ähnliche Kleinbetriebe
  sowie Kantinenbetriebe und Gaststätten
- Wasch- und Putzmittel, Hygieneartikel, Körperpflegemittel
- Textilien, Bekleidung, Pelzwaren, Schuhe, Leder- und Galanteriewaren ohne Bodenfliesen und Bodenbelag als
  Bahnenware
- Rundfunk, Fernseh- und phonotechnische Geräte
- Feinmechanische und optische Erzeugnisse, Uhren, Schmuck, Spielwaren, Musikinstrumente
- Antiquitäten, Holz-, Korb-, Kork-, Flecht-, Schnitz- und Formstoffwaren, Kinderwagen
- Papier, Papierwaren, Schreib- und Zeichenmaterial, Druckereierzeugnisse, Büroorganisationsmittel
- Camping- und Sportartikel, Handelswaffen, Bastelsätze
- Tafel-, Küchen- u.ä. Haushaltsgeräte
- Arzneimittel und sonstige pharmazeutische Erzeugnisse
- Heim- und Kleintierfutter, zoologische Artikel, lebende Tiere

- Gebrauchtwaren dieser Liste

b) Ausnahmen

Abweichend von der Festsetzung nach Buchstabe a) können Verkaufsstätten für den Verkauf an letzte Verbraucher ausnahmsweise zugelassen
werden:

- wenn sie als unselbstständiger Betriebsteil zu einem Betrieb des Verarbeitenden Gewerbes gehören
  und überwiegend Waren aus eigener Herstellung angeboten werden (Werksverkauf),
- wenn darin Waren der aus den nach Buchstabe a) benannten Sortimenten als Zubehör oder untergeordnetes
  Nebensortiment, beispielsweise zu Kraftfahrzeugen, angeboten werden

Abweichend von der vorstehenden Liste sind im Teilgebiet "GE Änd. 2 , GE Änd. 3 und GE Änd. 4" Verkaufsstätten für den Verkauf an letzte
Verbraucher für Papier, Papierwaren, Schreib- und Zeichenmaterial, Druckereierzeugnisse und Büroorganisationsmittel zulässig.

1.1.2 Gliederung der Gewerbegebiete nach flächenbezogenen Schallleistungspegeln
         (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 Abs. 4 und  8 BauNVO)

Die Schallemission ist in den Gewerbegebieten so zu begrenzen, dass die in der Planzeichnung differenziert festgesetzten immissionswirksamen
flächenbezogenen Schallleistungspegel (IFSP) als Mittelungspegel nicht überschritten werden.
Das Einhalten der IFSP ist im Baugenehmigungsverfahren rechnerisch nachzuweisen.

1.1.3 Gliederung der Gewerbegebiete nach der Abstandsliste
         (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 Abs. 4 und  8 BauNVO; in Verbindung mit dem Abstandserlass des Landes
         Sachsen- Anhalt, (MBl. LSA 1993, S. 2344))

Die Gewerbegebiete innerhalb des Geltungsbereiches der 2. Änderung und Ergänzung  werden gemäß § 1 Abs. 4 BauNVO nach der Art der Betriebe
und Anlagen und deren besonderen Eigenschaften - hier: notwendigen Schutzabständen zu anderen Nutzungsarten - , wie folgt gegliedert:

a) In den Teilgebieten „GE Änd.4" und "GE Änd.5" sind nur die Betriebsarten der Abstandsklasse VI, sowie Betriebsarten mit gleichem
    oder geringerem Emissionsgrad zulässig.

b) In den Teilgebieten "GE Änd. 1" und "GE Änd. 2"  sind nur die Betriebsarten der Abstandsklasse VII sowie
    Betriebsarten mit gleichem oder geringerem Emissionsgrad zulässig.

c) Im Teilgebiet "GE Änd. 3" sind Betriebsarten, die in der Abstandsliste aufgeführt werden,
    nicht zulässig.

d) Betriebsarten einer höheren Abstandsklasse als sie nach den Buchstaben a) und b) zulässig sind, können
    ausnahmsweise zugelassen werden, wenn  deren Emissionsverhalten den Betriebsarten der zulässigen
   Abstandsklassen entspricht. Betriebsarten der Abstandsklasse VII können im Teilgebiet "GE Änd. 3" unter den
   vorgenannten Bedingungen ausnahmsweise zugelassen werden. Eine gutachterliche Untersuchung zur Einhal-
   tung der Bedingungen für die Zulassung von Ausnahmen kann verlangt werden.

Die Abstandsliste ist dem Bebauungsplan Nr. G 5.1 als Anlage zur Begründung beigegeben und wird mit dieser zur Einsichtnahme bereit gehalten.

1.1.4 Zulässigkeit von Anlagen für kulturelle Zwecke
       (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 6 und § 8 BauNVO)

Im Teilgebiet „GE Änd.4" sind Anlagen für kulturelle Zwecke allgemein zulässig.

1.1.5 Sondergebiete, Zweckbestimmung  Photovoltaikanlagen
         (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 11 BauNVO)

Innerhalb der Sondergebiete mit der Zweckbestimmung "Photovoltaikanlagen" sind bauliche Anlagen zur Stromerzeugung aus Sonnenenergie und
die dazu erforderlichen Nebenanlagen, wie zum Beispiel Transformatorenstationen und Zaunanlagen zulässig.

1.2 Maß der baulichen Nutzung, Bauweise

1.2.1 Höhe baulicher Anlagen
       ( § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 18 BauNVO)

a) Bezugspunkte für die in der Planzeichnung festgesetzten Höhen der baulichen Anlagen sind die vorhandenen
    mittleren Geländehöhen auf dem Grundstück gemäß den Angaben der Kartengrundlage.

b) Überschreitungen können in den Gewerbegebieten ausnahmsweise zugelassen werden für untergeordnete
    Bauteile wie Kamine, Masten und ähnliches.

z.B. [Z SO]

Der 2. Entwurf des Bebauungsplanes Nr. G 5.1, 2. Änderung,

sowie die Begründung mit dem Umweltbericht, haben in der Zeit

vom ................ bis zum .................... während der Dienststunden

nach § 4a  Abs. 3 BauGB erneut öffentlich ausgelegen.

Die erneute öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass

Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von jedermann

schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können, dass

nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der

Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt

bleiben können und dass ein Antrag nach § 47 der

Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm

Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im

Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht

wurden, aber hätten geltend gemacht werden können, am

................... im Amtsblatt Nr. .... ortsüblich bekannt gemacht

worden.

Merseburg, .........................

Siegel                                                            Oberbürgermeister

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen

Träger öffentlicher Belange sind gem. § 4a BauGB mit Schreiben

vom ......................... erneut zur Abgabe einer Stellungnahme

aufgefordert worden.

Merseburg, .........................

Siegel                                                            Oberbürgermeister

Der Stadtrat hat am ................. den 2. Entwurf des

Bebauungsplanes Nr. G 5.1, 2. Änderung und Ergän-

zung, mit der Begründung einschließlich Umweltbericht

zur erneuten öffentlichen Auslegung bestimmt.

Merseburg, den.........................

Siegel                                                      Oberbürgermeister

z.B.

mit Geh-, Fahr- und Geh-, Fahr- und Leitungsrechten

(§ 9 Abs.1 Nr.21 BauGB)
zu belastende Flächen

Wohngebiete
(§ 4 BauNVO)

Bezeichnung der GE Teilgebiete

als Höchstmaß, s. textl. Festsetzung Nr. 1.2.1

Einfahrtsbereich

Abgrenzung unterschiedlicher Höhen baulicher Anlagen

Umgrenzung von Flächen für Vorkehrungen zum Schutz
vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes - 
Immissionsschutzgesetzes

§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB
(siehe textliche Festsetzung Nr. 1.5.2)

A


